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Ausschließliche Schiedsklauseln möglich (vgl. Streichung § 91 GWB a.F. 1997)

EuGH, Urteil vom 01.06.1999, C-126/97 –  Eco Swiss

• „Allgemeininteresse an einem effektiv funktionierenden Schiedsgerichtsverfahren“ (Rn. 27, 35)

• Zugleich „offensichtliches Interesse daran“, dass Unionsrecht „eine einheitliche Auslegung 

erhält, damit künftige unterschiedliche Auslegungen verhindert werden“ (Rn. 40)

• Schiedsgerichte nicht vorlagebefugt (Art. 267 AEUV) (Rn. 40)

• Auflösung durch erforderliche Vorlagebefugnis der „für die Überprüfung der Wirksamkeit von 

Schiedssprüchen zuständigen staatlichen Gerichte“ (Rn. 40)

Reicht Vorlagebefugnis in Anerkennungs- oder Vollstreckungsverfahren aus oder 

muss aufhebungsberechtigtes Gericht vorlagebefugt sein?

Schiedsklauseln
Ausgangslage
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Aufhebungsberechtigtes Gericht vorlagebefugt nur bei Schiedsort in EU (vgl. Art. V Abs. 1 lit. e) NYÜ) 
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EuGH, Urteil vom 01.06.1999, C-126/97 –  Eco Swiss.

• EU-kartellrechtliche Streitigkeit

• Handelsschiedsgericht

• Schiedsort lag in der EU (Niederlande, Den Haag)

EuGH, Urteil vom 06.03.2018, C-284/16 –  Achmea.

• Streitigkeit mit allgemeinem Unionsrechtsbezug

• Investitionsschutzschiedsgericht (bilaterales Investitionsschutzabkommen, „BIT“)

• Schiedsort lag in der EU (Deutschland, Frankfurt a.M.)

EuGH, Urteil vom 21.12.2023, C-124/21 P –  International Skating Union (ISU).

• EU-kartellrechtliche Streitigkeit

• Sportschiedsgericht (Court of Arbitration for Sport, „CAS“)

Schiedsort lag außerhalb der EU (Schweiz, Lausanne)

Schiedsklauseln
Rechtsprechung zum Schiedsort?
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EuGH, Urteil vom 21.12.2023, C-124/21 P – ISU

• „Erfordernis einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle“ bzgl. Einhaltung des EU-Kartellrechts (Rn. 198)

• Was bedeutet „das für die Überprüfung der […] Schiedssprüche zuständige Gericht [… muss] 

sämtlichen Anforderungen des Art. 267 genüg[en]“?

Laut EuGH problematisch, dass „die Überprüfung der Schiedssprüche des CAS und die 

letztinstanzliche Kontrolle […] dem [Schweizerischen] Bundesgericht, d. h. einem Gericht 

eines Drittstaats, vorbehalten“ ist (Rn. 191)

Daraus folge „Unmöglichkeit, die Schiedssprüche […] der Kontrolle durch ein Gericht zu unter-

werfen, das sich gegebenenfalls […] nach Art. 267 AEUV vergewissern kann, dass die zur 

öffentlichen Ordnung gehörenden Bestimmungen des Unionsrechts eingehalten sind“ (Rn. 225)

Nicht ausreichend ist „Möglichkeit, die Anerkennung und Vollstreckung der Schiedssprüche 

[… vor] Gerichten anzufechten […, die befugt sind], den Gerichtshof um Vorabentscheidung 

über die Auslegung der Wettbewerbsregeln der Union zu ersuchen“ (Rn. 218, 222, 225)

Schiedsklauseln
Muss der Schiedsort in der EU liegen?
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Nur Schiedsort in der EU erfüllt diese Anforderungen
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EuGH, Urteil vom 21.12.2023, C-124/21 P – ISU

Bedingt durch Besonderheiten des Sports?

• Ging nicht um „Rechtsstreitigkeiten, die nur den Sport als solchen betreffen und daher nicht 

unter das Unionsrecht fallen“, sondern um „wirtschaftliche Tätigkeit“ des Verbandes (Rn. 7, 189)

• Auch nach den Umständen recht typischer Vertikal- und Behinderungsfall (vgl. Rn. 26, 145 f.)

• Begründung mit Art. 267 AEUV allgemein gehalten (z.B. Rn. 191 ff., 198, 218 und 225)

• Ausdrückliche Bezugnahme auf EuGH, Urteil vom 01.06.1999, C-126/97 – Eco Swiss (Rn. 189)

• Bloße Konkretisierung des dortigen Maßstabs (Vorlagebefugnis der „für die Überprüfung der 

Wirksamkeit […] zuständigen Gerichte“, EuGH – Eco Swiss, Rn. 40) (Rn. 198, 218 und 225)

EuGH, Urteil vom 06.03.2018, C-284/16 – Achmea

• Noch strenger, da kein privilegiertes (Handels-/Sport-)Schiedsgericht (Rn. 54 f.)

• Art. 267 AEUV wurde voll angewendet, Vorlagebefugnis der den Schiedsspruch kontrollierenden 

staatlichen Gerichte reichte insgesamt nicht (Rn. 58, 60)

Schiedsklauseln
Hängt das Ergebnis von der Art der Schiedsklauseln ab?
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Art. 25 EuGVVO (Brüssel Ia-Verordnung)

• Geltungsbereich: Europäische Union

• Anwendbar auf kartellrechtliche Streitigkeiten; aber nur Wahl mitgliedstaatlicher Gerichte

Art. 23 Lugano-Übereinkommen

• Geltungsbereich: Europäische Union, EFTA-Staaten Schweiz, Norwegen, Island

• EFTA-Staat Liechtenstein nicht Vertragspartei

• Anwendbar auf kartellrechtliche Streitigkeiten (Regelung entspricht weitgehend Art. 25 EuGVVO)

Haager Gerichtsstandsübereinkommen

• Geltungsbereich: Europäische Union, Schweiz, Vereinigtes Königreich, Ukraine, Mexiko u. a.

• USA, China, Israel u. a. auch Vertragsparteien, aber noch nicht ratifiziert

• Keine kartellrechtliche Streitigkeiten (Art. 2 Abs. 2 lit. h) HGÜ)

Gerichtsstandsklauseln
Ausgangslage
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Im Übrigen: §§ 38, 40 ZPO (h. M.: Derogationsverbot für kartellrechtliche Streitigkeiten)
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Keine schiedsrechtlichen Besonderheiten der Begründung zu Schiedsklauseln 

außer Abstellen auf Rechtsmittelgericht statt erstinstanzliches (Schieds-)Gericht

Keine großzügigere, eher strengere Behandlung von Gerichtsstandsklauseln:

• „[D]as Unionsrecht verlangt, eine Schiedsklausel – ebenso wie eine Gerichtsstandsklausel, die 

nicht durch [Art. 25 EuGVVO] geregelt wird – in den Fällen unangewendet zu lassen, in denen 

die Durchsetzung einer solchen Klausel dazu führen würde, dass die praktische Wirksamkeit von 

Art. 101 AEUV beeinträchtigt wird“ (Schlussanträge GA Jääskinen vom 11.12.2014 zu EuGH, 

C-352/13 – CDC, Rn. 124)

• Kontrolle von Schiedssprüchen erfolgt „in umgekehrter Richtung wie das System […], das u. a. 

durch die [EuGVVO] eingeführt worden ist und in dem die Beachtung des auf den Rechtsstreit 

anwendbaren Unionsrechts, einschließlich der Normen der europäischen öffentlichen Ordnung, 

von dem Gericht, bei dem der Rechtsstreit anhängig gemacht wurde (also im Vorfeld), und nicht 

in einem späteren Stadium, [etwa] vom Anerkennungs- und Vollstreckungsgericht, sichergestellt 

werden muss“ (Schlussanträge GA Wathelet vom 17.03.2016 zu EuGH, C-567/14 – Genentech, 

Rn. 62)

Gerichtsstandsklauseln
Übertragbarkeit der Ergebnisse zu Schiedsklauseln?
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„gegenseitiges Vertrauen durch 

Teilen gemeinsamer Werte“ +
„Dialog … zwischen dem Gerichtshof 

und den Gerichten“ (Art. 267 AEUV)

✓ ✓EU-Mitgliedstaaten

✓


EFTA-GH (außer Schweiz)
Lugano-Staaten

Sonstige Drittstaaten
 

Lugano Übereinkommen ist für Drittstaaten mit „besondere[r] Verbindung zum 

Binnenmarkt“ und „stützt sich auf ein hohes Maß an gegenseitigem Vertrauen“ 

(vgl. Komm., Mitteilung vom 04.05.2021, COM(2021) 222 final)

Differenzierung nach Kriterien zur Sicherung der Autonomie und Einheitlichkeit des 

Unionsrechts (vgl. EuGH, Urteil vom 06.03.2018, C-284/16 – Achmea, Rn. 34, 37)?

Gerichtsstandsklauseln
Sonderfall: Lugano-Übereinkommen mit EFTA-Staaten (u. a. Schweiz)
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Übertragbarkeit auf andere, rein privatrechtliche Rechtsbereiche offen

Jedenfalls für das Kartellzivilrecht erscheinen Ergebnisse zutreffend:

• Trägt „zur Aufrechterhaltung eines wirksamen Wettbewerbs in der Europäischen Union“ bei und 

muss deshalb „auch im öffentlichen Interesse am Schutz der wettbewerblichen Marktordnung 

mit einem [hohen] Grad an Wirksamkeit durchsetzbar sein“ (EuGH, Urteil vom 06.10.2021, C-

882/19 – Sumal, Rn. 35 ff.; BGH, Urteil vom 10.02.2021, KZR 63/18 – Schienenkartell VI, Rn. 36)

• Bestehen kartellrechtlicher Ansprüche von der Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe und 

komplexen Wertungen abhängig, die vom Vorverständnis der jeweiligen Marktordnung abhängen 

(vgl. BGH, Beschluss vom 27.09.2022, KZB 75/21 – Kartellrecht im Schiedsverfahren, Rn. 17)

• Klärung von Vorlagefragen erst in einem Anerkennungs- oder Vollstreckungsverfahren erscheint 

nicht mit Effektivitätsgebot vereinbar:

− potentiell drei Instanzenzüge bis zu „richtigem“ Urteil

− (Nicht-)Anerkennung müsste in jedem Mitgliedstaat wiederholt werden (EuGVVO greift nicht)

− Drittstaatliche Entscheidung bleibt auch bei Nichtanerkennung „in der Welt“ und kann mittelbar 

Marktverhalten in der Europäischen Union beeinflussen (v. a. bei internationaler Tätigkeit)

Kontrollüberlegungen
Kartellrechtliche Besonderheit?
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Derogationsverbot für kartellrechtliche 

Streitigkeiten gegenüber Drittstaaten

• h. M.

• OLG Stuttgart, Urteil vom 09.11.1990, 2 U 16/90 – 

Ferrari, juris-Rn. 44 bis 46

• Andeutung in BGH, Urteil vom 10.02.2021, KZR 

66/17 – Wikingerhof, Rn. 26?

„nationale Beschränkungen der prozessualen 

Parteiautonomie“, die „im Anwendungsbereich 

der europäischen Gerichtsstands- und 

Vollstreckungsverordnungen […] verdrängt 

werden“

Kontrollüberlegungen
Was gilt nach nationalem Recht?
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In Klärung vor fast allen deutschen Kartell-Landgerichten betreffend Vereinigtes Königreich post-Brexit

Kiel

Düsseldorf

Köln

Mannheim

Leipzig

Frankfurt
Mainz

Kassel

Nürnberg-Fürth

München

Magdeburg

Gera

Derogationsverbot:. bejaht (Zwischenurteil)          bejaht (mündliche Verhandlung)          verneint (Urteil)      ⑨ noch offen
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Schiedsgerichte dürfen nur bei Schiedsort in der Europäischen Union als 

ausschließliches Gericht über EU-Kartellrecht entscheiden

Staatliche Gerichte dürfen nur bei Gerichtsort in der Europäischen Union als 

ausschließliches Gericht über EU-Kartellrecht entscheiden

Art. 23 Lugano-Übereinkommen ist in Fragen des EU-Kartellrechts nicht 

anwendbar (Verstoß gegen Art. 267 AEUV und kartellrechtliches 

Effektivitätsgebot)

Derogationsverbot nach nationalem Recht ist in Fragen des EU-Kartellrechts 

auch unionsrechtlich geboten

Thesen
Welche Gerichte dürfen über EU-Kartellrecht entscheiden?
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Vereinbarung der ausschließlichen Zuständigkeit eines drittstaatlichen (Schieds-)Gerichts unbeachtlich
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